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JU ST'Z REPUBLIK OSTERREICH Museumstrale 7
DER BUNDESMINISTER FUR JUSTIZ 1070 Wien

Tel.: +43 1 52152 0
E-Mail: team.pr@bmj.gv.at

Frau
Prasidentin des Nationalrates

Zur Zahl 8880/J-NR/2016

Die Abgeordneten zum Nationalrat Mag. Gerald Loacker, Kolleginnen und Kollegen haben
an mich eine schriftliche Anfrage betreffend ,Auswirkungen bezahlter Ruhepausen im BMJ*

gerichtet.
Ich beantworte diese Anfrage aufgrund der mir vorliegenden Informationen wie folgt:

Zu1:

Die maR3geblichen Bestimmungen zur regelmafligen Wochendienstzeit von 40 Stunden sind
im § 48 Beamten-Dienstrechtsgesetz geregelt. Eine Definition der Ruhepause im Sinne des
§ 11 Arbeitszeitgesetz wurde zuletzt aus Anlass der Einfliihrung der Gleitenden Dienstzeit mit
einer Prasidialverfigung vorgenommen. Diese regelt, dass bei einer Tagesdienstzeit
(Sollzeit) mit mehr als sechs Stunden eine Ruhepause von einer halben Stunde eingerdumt
wird. In Bereichen mit einem Normaldienstplan (8:00 bis 16:00 Uhr) fallt diese Ruhepause
mit der fUr die Einnahme des Mittagessens gewahrten Mittagspause zusammen. Der Begriff
der Mittagspause setzt voraus, dass unmittelbar davor und danach Dienst geleistet wird.
Durch die Einnahme des Mittagessens in der Dienststelle oder den Verzicht auf eine
Mittagspause kann kein Zeitguthaben erworben werden. Statt der Mittagspause in der
Dienststelle besteht auch die Mdglichkeit, die Dienststelle im Zeitraum zwischen 11:30 Uhr
und 13:00 Uhr zu diesem Zweck zu verlassen, wobei die Zeiterfassungsgerate so
programmiert sind, dass Abwesenheitszeitrdume zwischen 11:30 Uhr und 13:00 Uhr bis zu
einer halben Stunde ohne Einfluss auf die Istzeit bleiben, sofern im Anschluss daran Dienst
geleistet wird. Jede Kombination einer in der Dienststelle konsumierten Mittagspause mit

einer externen Mittagspause ist unzulassig.

Zu 2 bis 8:
Ich verweise auf meine Beantwortung der Voranfrage zur Zahl 8011/J-NR/2016 (ZI. 7759/AB
vom 8. April 2016).
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Zu 9 und 10:

Bereits die bisherige Praxis entsprach der zitierten Rechtsprechung.

Zu 11 bis 14:

Es ist weder mit einer Reduktion geleisteter Arbeitszeit bzw. mit Mehraufwendungen zu
rechnen, noch liegen Meldungen vor, die sich mit einer eventuellen Abgeltung erbrachter
Mehrdienstleistungen beschaftigen.

Zu 15:
Die Einschatzung einer allfalligen Kostenersparnis durch eine Angleichung der
Ruhezeitenregelung fur Beamtinnen und Beamte an § 11 Abs. 1 Arbeitszeitgesetz ist nicht

Gegenstand des Interpellationsrechts.

Wien, 6. Juni 2016

Dr. Wolfgang Brandstetter

Datum/Zeit 2016-06-06T09:36:04+02:00
Dieses Dokument wurde elektronisch signiert.
Hinweis Auch ein Ausdruck dieses Dokuments hat
J U§T|Z die Beweiskraft einer 6ffentlichen Urkunde.

Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw.
Priifinformation der elektronischen Signatur und des Ausdrucks finden Sie

SIGNATUR unter: . o
http://kundmachungen.justiz.gv.at/justizsignatur

2 von 2

www.parlament.gv.at



Unterzeichner Par | arent sdi rekti on

ﬁ‘:”"mh"‘*"f}
/& @ @ Datum/Zeit-UTC | 2016- 06- 06T11: 52: 30+02: 00

/

Sewe " || Prafinformation | I nformationen zur Priifung der el ektronischen Signatur und des
\ / Ausdrucks finden Sie unter: https://ww. parl anent. gv. at/si gnatur
AN /

-

Hinweis Di eses Dokunent wurde el ektronisch signiert.




		2016-06-06T09:36:04+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2016-06-06T11:52:30+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




